Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 263 


Der Bundesminister für 

Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 20. Januar 1970 

V/2 - 51 14.40- 175/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Finanzielle Auswirkungen einer Dynamisierung der 
Kriegsopferrenten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz r 
Burger, Dr. Böhme, Franke (Osnabrück), Frau Kalinke, 
Berding und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/117 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
beantworte ich die oben bezeichnete Kleine Anfrage für die 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Auswirkungen würden sich für den Bundeshaushalt in 
den Jahren 1971 bis 1985 ergeben, wenn die Leistungen nach 
§ 30 Abs. 3 (Berufsschadensausgleich), § 31 Abs. 1 und 5 (Grund- 
renten einschließlich Schwerstbeschädigtenzulagen), § 32 Abs. 2 
(Ausgleichsrenten), § 33 a (Ehegattenzuschlag), § 35 Abs. 1 und 2 
(Pflegezulage), § 40 (Witwengrundrenten), § 40 a Abs. 1 (Scha- 
densausgleich der Witwen), § 41 Abs. 2 (Witwenausgleichs- 
renten), § 46 (Waisengrundrenten), § 47 Abs. 1 (Waisenaus- 
gleichsrenten) und § 51 Abs. 1 bis 3 (Elternrenten) des Bundes- 
versorgungsgesetzes jährlich zum 1. Januar entsprechend 

a) der allgemeinen Bemessungsgrundlage in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 

b) dem nominalen Zuwachs des Bruttosozialprodukts im ver- 
gangenen Jahr, 

c) dem nominalen Zuwachs des Bruttosozialprodukts im vor- 
vergangenen Jahr, 

d) der Veränderung der Bruttolohn- und -gehaltssumme je ab- 
hängig Beschäftigten im vergangenen Jahr, 

e) der Veränderung der Bruttolohn- und -gehaltssumme je ab- 
hängig Beschäftigten im vorvergangenen Jahr, 

f) der Veränderung des Volkseinkommens je Erwerbstätigen 
im vergangenen Jahr, 

g) der Veränderung des Volkseinkommens je Erwerbstätigen 
im vorvergangenen Jahr 

angepaßt werden würden? 
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Im Hinblick auf die Verabschiedung des Gesetzes über die An- 
passung der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes durch 
den Deutschen Bundestag am 12. Dezember 1969 gehe ich davon 
aus, daß die Frage 1 durch die beschlossene Neufassung des 
§ 56 des Bundesversorgungsgesetzes teilweise überholt ist. Die 
nachstehenden Ausführungen beziehen sich daher auf die Aus- 
wirkungen, wie sie sich aus dieser Neufassung ergeben. 

Zu der Frage nach den finanziellen Auswirkungen laufender 
Anpassungen in der Kriegsopferversorgung auf den Bundes- 
haushalt in den Jahren 1971 bis 1985 ist allgemein zu bemerken, 
daß zuverlässige Schätzungen für einen derart groß bemessenen 
Zeitraum nicht möglich sind. Deshalb ist es auch mehrjährige 
Übung und seit 1967 auch gesetzlich vorgeschrieben (§ 9 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft vom 8. Juni 1967 — BGBl. I S. 582), finanzielle Aus- 
wirkungen im Rahmen des Bundeshaushalts grundsätzlich nur 
mittelfristig zu beurteilen. Ausgehend von dem Gesamtaufwand 
für die anpassungsfähigen Rentenbestandteile einschließlich des 
Mehraufwandes, der durch das Erste Anpassungsgesetz in der 
vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Fassung eintreten 
wird, ist im Planungszeitraum bis 1973 beim derzeitigen Stand 
der Annahmen mit folgenden Auswirkungen der laufenden An- 
passungen zu rechnen: 


Mehraufwand 

einschließlich der Auswir- 
kung vorangegangener 
Anpassungen 
Mio DM 

314.6 

687.6 
1193,4 

Die Bundesregierung hat aber Verständnis dafür, daß der län- 
gerfristigen Auswirkung der auch in der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 angekündigten Dynamisierung der Ren- 
tenleistungen des Bundesversorgungsgesetzes allgemein Inter- 
esse entgegengebracht wird. Deshalb werden nachstehend die 
Ergebnisse einer Modellrechnung für die Jahre 1974 bis 1985 
dargestellt, Unsicherheitsfaktoren, die bei der Wertung dieser 
Ergebnisse in Rechnung gestellt werden müssen, sind vor allem 

— die tatsächliche Entwicklung der Zahl der Versorgungsbe- 
rechtigten, die nicht nur durch natürliche Geschehnisse, wie 
Geburt oder Tod, sondern vor allem im Hinblick auf die 
einkommensabhängigen Elternrenten auch durch individu- 
elle Einkommensveränderungen beeinflußt werden kann, 

— - die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, vor allem die 
Veränderungen der durchschnittlichen Bruttojahresarbeits- 
entgelte aller Versicherten der Arbeiter- und Angestellten- 


Jahr 


1971 

1972 

1973 


im Jahr der Anpassung 

Mio DM 

314.6 
376,1 

512.7 
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rentenversicherung und der damit in Zusammenhang ste- 
henden allgemeinen Bemessungsgrundlage der Arbeiter- 
rentenversicherung, 

sowie 

— die Veränderung von Arbeits- und Erwerbsmöglichkeiten 
bei den einzelnen Versorgungsberechtigten, die zu beträcht- 
lichen Auswirkungen auf die Ansätze der einkommensab- 
hängigen Rentenbestandteile (Ausgleichs- und Elternrenten, 
Berufsschadens- und Schadensausgleich) führen kann. 


Mehraufwand 


einschließlich der Auswir- 


Jahr 

im Jahr der Anpassung 

kung vorangegangener 
Anpassungen (auch der 



Anpassungen 1971 - 1973) 


Mio DM 

Mio DM 

1974 

530 

1720 

1975 

490 

2180 

1976 

450 

2600 

1977 

470 

3030 

1978 

490 

3480 

1979 

520 

3940 

1980 

540 

4400 

1981 

560 

4860 

1982 

580 

5330 

1983 

610 

5820 

1984 

630 

6320 

1985 

650 

6840 


Welch große Bedeutung die Dynamisierung der Rentenleistun- 
gen des Bundesversorgungsgesetzes für die versorgungsbe- 
rechtigten Kriegs- und Wehrdienstopfer hat, wird an der vor- 
aussichtlichen Steigerung des Durchschnittsbetrages der anpas- 
sungsfähigen Rentenbestandteile, die nach der Modellrechnung 
im Zeitraum 1971 bis 1985 (1970 = 100) rund 142 vom Hundert 
betragen wird, deutlich. 


2. Wie wird sich die Zahl 

a) der Kriegsbeschädigten aufgeteilt nach MdE-Gruppen, 

b) der Witwen, 

c) der Waisen, 

d) der Eltern, 

die nach dem Bundesversorgungsgesetz anspruchsberechtigt 
sind, in den Jahren 1971 bis 1985 entwickeln? 


Eine Aussage über die Entwicklung der Zahl der Versorgungs- 
berechtigten im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes in den 
Jahren 1971 bis 1985 ist — wie in der Antwort zu Frage 1 
bereits angedeutet — zwangsläufig mit gewissen Unsicher- 
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heiten verbunden und daher nur auf Grund grober Schätzungen 
möglich. Die vorhandenen statistischen Unterlagen erlauben es 
jedoch nicht, bei Beschädigten eine Aufgliederung nach MdE- 
Gruppen vorzunehmen. 


Nach den gegenwärtig erkennbaren Tendenzen ist mit der in 
folgender Übersicht dargestellten Entwicklung der Empfänger- 
zahlen zu rechnen: 


Jahr 

Beschä- 

digte 

Witwen 

Waisen 

Eltern- 

teile 

Eltern- 

paare 

(Kopfzahl) 

1971 

1 203 000 

1 120 000 

46 000 

146 000 

57 000 

1972 

1 178 000 

1 115 000 

41 000 

147 000 

55 000 

1973 

1 155 000 

1 109 000 

36 000 

148 000 

53 000 

1974 

1 132 000 

1 104 000 

31 000 

148 000 

51 000 

1975 

1 107 000 

1 096 000 

28 000 

149 000 

49 000 

1976 

1 083 000 

1 088 000 

25 000 

148 000 

46 000 

1977 

1 059 000 

1 081 000 

23 000 

148 000 

44 000 

1978 

1 034 000 

1 073 000 

21 000 

147 000 

41 000 

1979 

1 011 000 

1 066 000 

19 000 

147 000 

39 000 

1980 

985 000 

1 055 000 

17 000 

145 000 

37 000 

1981 

961 000 

1 044 000 

15 000 

144 000 

34 000 

1982 

937 000 

1 034 000 

14 000 

142 000 

31 000 

1983 

913 000 

1 024 000 

12 000 

139 000 

29 000 

1984 

890 000 

1 013 000 

11 000 

137 000 

26 000 

1985 

868 000 

1 003 000 

10 000 

135 000 

23 000 


In Vertretung 

Dr. Auerbach 
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